
Europa brennt. Die Klimakrise – ein nationaler Notstand.  

41 Grad, massive Ernteausfälle, brennende Wälder, Wasserknappheit, 
Notschlachtungen, verlorene Gletscher, Hunderttausende vertriebene Menschen und 
immer mehr Hitzetote in Europa. 

Hitzeschutz kostet, Nichtstun noch viel mehr. Seit 890 Tagen gibt es in Österreich 
kein Klimaschutzgesetz, keine verbindlichen Klimaziele, keine klaren 
Zuständigkeiten, keine Konsequenzen, wenn Ziele verfehlt werden.  

Jeder verlorene Tag verschärft die Folgen dieser Krise. Im Sinne der 
Zukunftssicherung und Generationenverantwortung fordern wir die 
Regierungsverantwortlichen auf: 

• Bringen Sie unverzüglich ein wirksames Klimaschutzgesetz ins Parlament 
ein – mit verbindlichen Maßnahmen, klaren Zuständigkeiten und 
überprüfbaren Zielen; 

• Machen Sie Klimaschutz zu einer politischen Priorität;  
• Führen Sie, der aktuellen Lage entsprechend, umfassende 

Sofortmaßnahmen ein; 
• Sagen Sie Nein zur Abschwächung des europäischen Klimaschutzes: 

Der CO₂-Preis für Industrieunternehmen (EU-ETS) ist ein essentielles 
Klimaschutzinstrument.  

• Setzen Sie das im Regierungsprogramm vereinbarte Paket für 
Gebäudesanierung um. Wärmedämmung schützt die Menschen vor 
überhitzten Wohnungen und steigenden Heizkosten. 

• Stoppen Sie klimaschädlicher Subventionen für fossile Energieträger;  
• Lassen Sie den Fortschritt beim Klimaschutz nicht länger an politischen 

Blockaden und kurzfristigen Interessen scheitern; 
• Erkennen Sie die Klimakrise als nationalen Notstand. 
• Finanzierung durch „Reichensteuer“, die Millionäre einfordern.1 

Expert*innen fordern eine Gesamtstrategie für Klimaanpassung – mit Finanzierung 
und Priorisierung. Beim Klimaschutz zählt jedes Zehntel Grad.  

Jede vertagte politische Entscheidung und jeder weitere Hitzesommer ohne 
Schutzmaßnahmen kostet Menschenleben und multipliziert die Kosten.   
 

Es ist Zeit zu handeln.  
Nicht morgen.  
Jetzt. 

 
Mag.a  Elisabeth Eppel                                                             Wien, 20.8.26 
 
 
Mailadressen der Regierungsmitglieder findest du hier. 

 
1 „Überreichtum – Millionäre fordern Reichensteuer“ (Weltjournal, ORF2, 10.12.25) 
ministerbuero@bmi.gv.at 

https://www.parlament.gv.at/recherchieren/personen/bundesregierung?BREG_akt_1717sortrnr=9&BREG_akt_1717ascDesc=desc

